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digten und der Swissporarena
muss er zudem Aufwendungen
von total 26 000 Franken be-
zahlen.

Kreiselblitze sind Sprengstoff
Der Angeklagte hatte bereits

bei der ersten Befragung zuge-

geben, vier Pyrogegenstände
während der Begegnung zwi-
schen dem FC Luzern und dem
FC St. Gallen in Luzern auf das
Spielfeld geworfen zu haben.
Er und seine Verteidigerin be-
stritten jedoch, den Straftatbe-
stand der Gefährdung durch

Sprengstoffe und giftige Gase
erfüllt zu haben.

Entgegen der Auffassung der
Verteidigerin fallen die beiden
sogenannten Kreiselblitze, die
der Ostschweizer bei seinem
dritten und vierten Wurf auf
das Spielfeld schleuderte, laut

Gericht unter den Begriff
Sprengstoff. Kein Sprengstoff
seien hingegen die zwei Rauch-
töpfe, die zuerst auf dem Spiel-
feld gelandet waren.

Der vorsitzende Richter hielt
in der Urteilsbegründung fest,
dass der Ostschweizer mit den
beiden Sprengkörpern eine
konkrete Gefahr für Spieler,
Zuschauer und weitere Anwe-
sende geschaffen habe. Aus
«primitiven Gründen und auf
rücksichtslose Art» habe der
Mann gehandelt.

Zudem: Nicht nur den Besitz
der 100 Kilogramm pyrotech-
nischer Gegenstände erachtete
das Gericht als verboten – die-
se Menge hat die Polizei bei
einer Durchsuchung im WG-
Zimmer des Mannes gefunden.
Auch die Lagerung in Kartons
und Plastiksäcken verletze die
Sicherheitsvorschriften.

Die Verteidigerin des Ost-
schweizers erklärte nach der
Eröffnung des Urteils, dass sie
den Entscheid oder Teile da-
von wahrscheinlich ans Bun-
desgericht weiterziehen wolle.

BELLINZONA Ein Fan des FC
St. Gallen muss eineinhalb Jah-
re ins Gefängnis. Das Bundes-
strafgericht hat ihn zu einer
teilbedingten Freiheitsstrafe
von 36 Monaten verurteilt, weil
der junge Mann während eines
Spiels im Luzerner Fussballsta-
dion Rauch- und Kreiselblitz-
petarden auf das Spielfeld ge-
worfen hatte.

Das Gericht ist den Argu-
menten der Bundesanwalt-
schaft in den wesentlichen
Punkten gefolgt. Die Behörde
hatte eine Freiheitsstrafe von
vier Jahren gefordert.

Signalwirkung erhofft
Nach der mündlichen

Urteilsverkündung sagte der
Bundesanwalt zur Nachrich-
tenagentur SDA, er hoffe, dass
der Entscheid für zukünftige
Spiele eine Signalwirkung habe
– für alle Fussballfans.

Das Bundesstrafgericht ent-
schied, dass der heute 24-jähri-
ge Petardenwerfer 18 Monate
der 36-monatigen teilbeding-
ten Freiheitsstrafe absitzen
muss. Zudem hat es eine be-
dingte Geldstrafe von 180 Ta-
gessätzen zu 50 Franken und
eine Busse von 700 Franken
ausgesprochen. Das Gericht
befand den jungen Mann
schuldig der mehrfachen Ge-
fährdung durch Sprengstoffe
und giftige Gase in verbreche-
rischer Absicht, der schweren
Körperverletzung eines Zu-
schauers, der mehrfachen
Sachbeschädigung und der
mehrfachen Widerhandlung
gegen das Sprengstoffgesetz.

Die Verteidigerin des nun
erstinstanzlich Verurteilten
hatte einen Freispruch bean-
tragt. Lediglich die Sachbe-
schädigung, die durch die Py-
rogegenstände auf dem Rasen
verursacht wurde, anerkannte
sie. Die Schadensumme von
800 Franken ist bereits an die
Staionbetreiberin Swissporare-
na überwiesen worden. Der 24-
Jährige schuldet dem an einem
irreversiblen Hörschaden lei-
denden Geschädigten eine Ge-
nugtuung von 12 000 Franken.
Er muss zudem einen Teil der
Verfahrenskosten von 15 000
Franken zahlen. Dem Geschä-

Sandra Zrinski, sda

Hooligan muss hinter Gitter
Das Bundesstrafgericht hat einen Petardenwerfer, ein Fan des FC St. Gallen, zu eineinhalb Jahren 
Gefängnis verurteilt. Der Bundesanwalt erhofft sich vom Urteil eine Signalwirkung für alle Fussballfans.

Während ein Ordner die beiden Rauchbomben entsorgte, warf der Verurteilte noch zwei Kreiselblitzpetarden aufs Spielfeld. Bild Keystone
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Der Präsident der kanto-
nalen Justiz- und Polizei-

direktorenkonferenz, Hans-
Jürg Käser, und die Schweizer
Fussballliga sind mit dem
Urteil zufrieden.Er habe sich
«gefreut», als die Bundesan-
waltschaft erstmals Anklage er-
hoben habe in einem Pyrofall,
weil es sich um ein Spreng-
stoffdelikt handle, sagte Käser.
Und er freue sich, dass das Ge-
richt mit insgesamt drei Jahren
Gefängnis eine harte Strafe
ausgesprochen habe, ergänzte
der Berner Polizeidirektor.

Auch die Swiss Football League
(SFL) nimmt das Urteil «mit
Genugtuung zur Kenntnis»,
wie SFL-Chef Claudius Schäfer
sagte. Das Urteil zeige, dass die
Zusammenarbeit zwischen der
SFL, den Fussballklubs und
den Behörden inzwischen gut
funktioniere. Schäfer verwies
darauf, dass der nun verurteilte
Fan des FC St. Gallen mithilfe
von im Stadion des FC Luzern
installierten Kameras identifi-
ziert worden sei. Der Ligachef
«hofft, dass das Urteil eine prä-
ventive Wirkung hat». Auch

Käser erhofft sich vom «stren-
gen Urteil» gegen den Hooligan
eine «abschreckende Wir-
kung». Das Urteil zeige, dass
der Wurf eines Pyro schwere
Konsequenzen haben könne.
Die Identifizierung der oft ver-
mummten Täter sei aber
schwierig. Ob das Signal des
Urteils auch die ganz harten
Jungs in der Szene erreicht, be-
zweifelt Käser. «Das Urteil ist
ein Schuss vor den Bug», sagte
er, «doch der harte Kern der
Hooligans wird sich nicht ab-
schrecken lassen.» sda

Urteil wird begrüsst

BERN Im Juli haben in der
Schweiz knapp 1700 Personen
um Asyl gebeten. Das waren
31,6 Prozent weniger als im Juli
2016, aber 60 Gesuche oder
3,7 Prozent mehr als im Juni,
wie das Staatssekretariat für
Migration gestern mitteilte.

Wichtigste Herkunftsländer
waren Eritrea mit 322 Gesu-
chen, Syrien mit 160, Afghanis-
tan mit 120 und Somalia mit
101. Dahinter folgen die Türkei
(98 Gesuche) und Sri Lanka
(88). Der Pendenzenberg hat
etwas abgenommen: In erster
Instanz erledigt wurden im Juli
2177 Asylgesuche. 525 Perso-
nen erhielten Asyl, und 737

wurden vorläufig aufgenom-
men. In 442 Fällen wurde auf
Nichteintreten entschieden,
davon in 405 Fällen aufgrund
des Dublin-Abkommens. Die-
ses schreibt vor, dass jener Mit-
gliedstaat für die Prüfung eines
Antrags zuständig ist, in dem
der Flüchtling zuerst europäi-
schen Boden betreten hat.

74 Flüchtlinge kamen im Juli
im Rahmen des Umsiedlungs-
programms des UNO-Flücht-
lingshilfswerks (UNHCR) in die
Schweiz. Es sind besonders
Verletzliche, die sich in Syrien
oder einem Nachbarland von
Syrien aufhalten und vom
UNHCR den Flüchtlingsstatus
erhalten haben. Bis Ende 2018
will die Schweiz 2000 dieser
Flüchtlinge aufnehmen.

36 Menschen kamen im Rah-
men der Umverteilung von
Asylsuchenden aus Griechen-
land und Italien in die
Schweiz. sda

Knapp ein Drittel weniger 
Asylgesuche als 2016
Im Juli sind im Vergleich 
zum Vorjahr weniger 
Asylgesuche gestellt wor-
den. Es ist die tiefste Zahl 
an Gesuchen im Monat 
Juli seit 2010.

LUZERN Jahr für Jahr brau-
chen Gemeinden, Kantone und
der Bund ein neues Budget.
Das läuft meist routiniert ab.
Politiker drohen zwar ab und
zu, das Budget zu versenken.
Am Ende schrecken sie aber
fast immer zurück. Die Folge
wäre eine Art Government-
Shutdown, wie man den bud-
getlosen Zustand in den USA
nennt. Die öffentliche Hand
wäre zwar nicht voll zahlungs-
unfähig, ihr Spielraum aber
stark limitiert. Viele Kantone
kennen Regeln, wonach sie
vorgegebene Ausgaben zwar
weiterhin tätigen, aber keine
neuen beschliessen können.
Sie können etwa die Löhne
weiterhin auszahlen, aber
nicht erhöhen. Auch Investitio-
nen sind meist erst dann mög-

lich, wenn ein genehmigtes
Budget vorliegt.

Wie schlimm das wirklich
ist, weiss man bisher kaum, da
es fast nie so weit kommt.
Doch nun führt der finanziell
gebeutelte Kanton Luzern seit
Anfang Jahr vor, was es bedeu-
tet, ohne Budget zu geschäf-
ten. Er steht budgetlos da, weil
die Stimmbevölkerung im Mai
die Steuererhöhung abgelehnt
hat, die das Kantonsparlament
beschlossen hatte. Mittlerweile
steht fest, dass das fehlende
Budget nicht nur Behörden
stresst, sondern auch direkt
Einwohnerinnen und Einwoh-
ner trifft. Konkret geht es um
rund 26 000 Haushalte, die in
bescheidenen Verhältnissen
leben und deshalb Prämienver-
billigungen erhalten. Ab Okto-
ber bekommen sie bis auf wei-
teres keine Beiträge mehr, wie

der Kanton mitteilt. Überdies:
Je nachdem, wie das Luzerner
Finanztheater weitergeht,
müssen sie sogar bisherige Bei-
träge zurückzahlen.

Neuer Anlauf für ein Budget
Sicher ist vorerst nur, dass

die Betroffenen zwei oder drei
Monate lang die ganzen Prä-
mien selber bezahlen müssen.
Bisher haben sie Zuschüsse auf
dem Niveau des Vorjahres er-
halten, nachdem die Regierung
Anfang Jahr eigens eine provi-
sorische Sonderregelung erlas-
sen hatte. Diese läuft nun aus.
Wie es weitergeht, entscheidet
sich bestenfalls im September.
Dann bringt der parteilose Fi-
nanzdirektor Marcel Schwerz-
mann ein neues Budget für
2017 in den Kantonsrat. Falls es
eine Mehrheit findet, steht da-
nach fest, wie viel Geld für die

Prämienverbilligung bereit-
steht und wie es im Detail ver-
teilt wird. Erst dann kann der
Kanton berechnen, wer wie
viel Geld erhält.

Entsprechend unsicher sind
die Aussichten. Der Kanton
versucht nicht einmal, die Un-
gewissheit zu kaschieren. In
seiner Mitteilung schreibt er:
«Es ist möglich, dass betroffe-
ne Haushalte und Personen
keine weiteren Beträge mehr
erhalten oder gutgeschriebene
Beiträge ganz oder teilweise
zusätzlich in Rechnung gestellt
bekommen. Aber auch das
Gegenteil ist möglich.»

Kurz: Alles ist möglich. Und
wenn immer möglich, sollten
Betroffene ihre Prämien un-
bedingt bezahlen, raten die
Behörden. Sonst droht ihnen
die «schwarze Liste» säumiger
Prämienzahler. 

Neue Opfer des Luzerner Finanzwirrwarr 
Der budgetlose Zustand im Kanton Luzern hält an. Leidtragende sind Tausende Haushalte, 
die bisher Prämienverbilligungen erhielten. Nun müssen sie die vollen Prämien bezahlen. 

Fabian Schäfer

Doris Leuthard
besucht Grönland
BERN Bundespräsidentin 
Doris Leuthard hat sich auf 
Grönland mit Schweizer For-
schern über die Folgen des 
Klimawandels informiert. Sie 
besuchte die meteorologische 
Basisstation Swiss Camp im 
Westen der grössten Insel der 
Welt, wo Schweizer Forsche-
rinnen und Forscher seit den 
frühen 1990er Jahren Daten 
über Schnee, Eis und die 
Atmosphäre sammeln. 
Vor dem Besuch hatte die 
Umweltministerin gesagt, es 
sei ihr «wichtig, zu erkennen 
und mit den Forschern zu 
ergründen, was uns erwar-
tet». In Grönland sehe man 
am schnellsten, wie sich der 
Klimawandel auswirke. sda

Protestaktion bei 
Novartis in Basel
BASEL Mehrere Dutzend Per-
sonen haben vor dem Novar-
tis-Hauptsitz in Basel gegen 
Entlassungen im Zuge eines 
Stellenabbaus protestiert. 
Dazu aufgerufen hatte die 
Gewerkschaft Unia. Anlass der
Aktion war die Überreichung 
einer Petition mit 1165 Unter-
schriften an die Geschäfts-
leitung, wie die Unia mitteilte. 
Die Petition fordert, dass 
der angekündigte Abbau 
von 500 Stellen in Basel ohne 
Entlassungen abgewickelt 
werden soll. sda

Strafanzeige gegen 
Kantonstierarzt
HEFENHOFEN Der Verein 
gegen Tierfabriken (VgT) hat 
gegen den Thurgauer Kan-
tonstierarzt eine Strafanzeige 
wegen Amtsmissbrauchs 
eingereicht. Der Verein wirft 
der Behörde vor, sie habe 
den mehrfach vorbestraften 
Tierhalter von Hefenhofen 
jahrelang gewähren lassen. 
Die Thurgauer Staatsanwalt-
schaft bestätigte den Eingang 
einer Strafanzeige von 
Erwin Kessler, dem Präsiden-
ten des VgT. Der Kantons-
tierarzt sei persönlich ver-
antwortlich für das Tierelend, 
welches vergangene Woche 
bekannt geworden sei, 
schreibt Kessler in der 
Begründung der Strafanzeige, 
die der Nachrichtenagentur 
sda vorliegt. sda
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